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360. Bundesgesetz: Psychologcngesctz
(NR: GP XVII RV 1257 AB 1388 S. 146. BR: AB 3895 S. 531.)

361. Bundcsgcsctz: Psychothcrapicgcsct:l.
(NR: GP XVII RV 1256 AB 1389 S. 146. BR: AB 3896 S. 531.)

360. Bundesgesetz vom 7. Juni 1990 über die
Führung der Berufsbezeichnung "Psychologe"
oder nPsychologin" und über die Ausübung des
psychologischen Berufes im Bereich des Ge-

sundheitswesens (Psychologengesetz)

§§ 19,20,21

§ 22 § 23

§§ 24,25 . .

... Psychologenbeirat

. .. Str:l.fbcscimmungen

. .. Verhä.ltnis zu anderen
Vorschriften

. .. Übergangsbestimmungen
Der Nationalrat hat beschlossen

Psychologengesetz
ArtikdI

Inhaltsv crz c i chnis

Berufsbezeichnung "Psychologe" oder "Psycholo-. ..gm -§ 1 . .. Berufsbezeichnung
"Psychologe" oder

.,Psychologin"

§ 2 StrafbesUmmung

§ 3 Berufsumschreibung

§§ 4, 5, 6 und
§§ 7. 8 . . . . . . . . ., Erwerb fachlicher Kompetenz

§ 9 Bestäcigungcn

§ 10 VoraussetZungen für die
sclbständige Ausübung des
psychologischen Berufes
gem1ß § 3 Abs. 1

Anrechnung

Berufsbezeichnung
"GesundhcitSpsychologe"
oder
"GesundhcitSpsychologin"
und "klinischcr Psychologe"
oder "klinische Psychologin"

Berufspflichten dcr klinischen
Psychologen und
Gesun dh ci tSpsycho logen

Listc dcr klinischen
Psychologen und
Gesu ndheitSpsycho loge n

Erlöschen der
Bcrufsbcrechtigung

§ 11 §. 12

§§ 13,14,15

§ 1. (1) Zur Führung der Berufsbezeichnung
"Psychologe" oder "Psychologin" ist berechtigt,wer entWeder -

1. die Studienrichtung Psychologie mit dem
akademischen Grad MagiSter der Philosophie
oder Magister der Naturwissenschaften abge-
schlossen hat,

2. das Studium der Psychologie als ersteS Fach
nach der Verordnung des SuatSan1teS für
Volksaufklä.rung, für Unterricht und Erzie-
hung und für KultUsangelegenheiten abcr die
philosophische Rigorosenordnung, StGBl.
Nr. 165/1945, mit dem DoktOrat der Philoso-
phie abgeschlossen hat,

3. das Studium der Psychologie n~ch dem
Runderlaß des ReichsminiSters für WLSsen-
schaft, Erziehung und Volksbildung vom
22. März 1943, AmtSblatt des Reichsminisce-
riums für Wissenschaft, Erziehung und Volks-
bildung und der UnterrichcsverwaltUng der
Länder Nr. 171/1943, mit dem Titel "Diplom-
psychologe" abgeschlossen hat oder

4. einen in Österreich nostrifizierten Abschluß
eines ordentlichen Studiums der Psychologie
an einer ausländischen Hochschule nachweist.§§ 16,17

(2) Jede Bezeichnung, die geeignet iSt, die
Führung der Berufsbezeichnung gemäß Abs. 1
vorzutäuschen, ist untersagt.

§ 18

1. 7'1.
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StrafbcsUmmung

S 2. Sofcm dic Tat nicht den Tatbcsund cincr in
die Zuständigkeit der Gerichte fallendcn scrafbarcn
Handlung bildct, bcgcht eine V crwaltungsübcrtre-
tung und ist mit Gcldstr~fe bis zu 50 000 S zu
bestrafen, wer die in diesem Bundesgesetz ge-
schützte Berufsbezeichnung entgegen den Bestim-
mungen des § 1 Abs. 1 unbefugt führt oder dcn
Bestimmungen des § 1 Abs. 2 zuwiderhandelt.

(2) Jedenfalls folgende Lehrinhalte sind zu
vertiefen:

1. Grundlagen und Methoden der GesundheitS-
vorsorge und der GesundheitSförderung;

2. klinisch-psychologische Diagnostik;
3. psychologische Interventionsstrategien und

therapeutische Grundhaltungen;
4. Rehabilitation;
5. psychologische Supervision;
6. Gruppenarbeit;
7. Psychiatrie, Psychopathologie, Psychosoma-

tik und Psychopharmakologie;
8. Erstellung von Gutachten;
9. Ethik;

10. institutionelle, gesundheitSrechtliche und
psychosoziale Rahmenbedingungen.

§ 6. (1) Der Erwerb praktischer fachlicher
Kompetenz hat

1. durch eine psychologische Tätigkcit im
Rahmen einer im psychosozialen Feld beste-
henden Einrichtung des GesundheitS- oder
Sozialwesens in der Gesamtdauer von zumin-
dest 1 480 Stunden, davon zumindest
150 Stunden innerhalb eines Jahres in einer

-~ facheinschlägigen Einrichtung des Gesund-

heitSWesens und
2. durch eine die psychologische Tätigkeit

gleichzeitig begleitende Supervision in der
Gesamtdauer von zumindest 120 Stunden, die
anband konkreter Fälle eine unterstützende
Hilfestellung und Beratung Samt der Möglich-
keit der Selbstreflexion gewährleistet,

zu erfolgen.

(2) Eine Supervision gemäß Abs. 1 Z 2 darf nur
von jenen Personen durchgeführt werden, die
zumindest fünf Jahre den psychologischen Beruf
gemäß § 3 Abs. 1 ausgeübt haben.

Artikcl II

Bcrufsumschrcibung

§ 3. (1) Dic Ausübung des psychologischen
Berufes im Bereich des GesundheitSWesens ist die
durch den Erwerb fachlichcr Kompctenz im Sinne
dieses Bundcsgesetzes erlernte Untersuchung, Aus-
legung, Änderung und Vorhersage des Erlebens und
Verhaltens von Menschen unter Anwendung
wissenschaftlich-psychologischer Erkenntnisse und
Methoden.

(2) Die Ausübung des psychologischen Berufes
gemäß Abs. 1 umfaßt insbesondere

1. die klinisch-psychologische Diagnostik hin-
sichtlich Leistungsfähigkeit, PersönlichkeitS-
merkmalen, VerhaltensStörungen, psychischen
.veränderungen und Leidenszuständen sowie
sich darauf gründende Beratungen, Progno-

. sen, Zeugnisse und Guuchten,
2. die Anwendung psychologischer Behand-

lungsmethoden zur Prävention, Behandlung
und Rehabilitation von Einzelpersonen und
Gruppen oder die BeratUng von juristischen
Personen sowie die Forschungs- und Lehrtä-
tigkeit auf den genannten Gebieten und

3. die Entwicklung gesundheitSfördernder Maß-
nahmen und Projekte.

(3) Die selbständige Ausübung des psychologi-
schen Berufes gemäß Abs. 1 beSteht nach dem
Erwerb fachlicher Kompetenz im Sinne dieses
BundesgesetZes in der eigenverantWortlichen Aus-
führung der im Abs. 1 umschriebenen Tätigkeiten,
unabhängig davon, ob diese Tätigkeiten freiberuf-
lich oder im Rahmen eines ArbeitSVerhältnisses
ausgeführt werden.

§ 7. (1) Die Lehrinhalte gemäß § 5 sind in
Lehrveranstaltungen solcher privat- oder öffendich-
rechtlicher Einrichtungen einschließlich der Univer-
siütSinstitute und UniversiütSkliniken zu vermit-
teln, die nach Anhörung des Psychologenbeirates
vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung mit
Bescheid ~nerkannt worden sind.

(2) Die Träger solcher EinrichtUngen haben
anläßlich der Anmeldung zur Anerkennung ein
detailliertes Lehrcurriculum sowie entSprechende
Unterlagen uber Zahl, BeStellung und Qualifikation
des erforderlichen Lehrpersonals vorzulegen.

(3) Die Anerkennung ist zu erteilen, wenn die
Vermittlung der Lehrziele durch Inhalt und Umfang
des Lehrcurriculums sowie durch die Kenntnisse
und Fähigkeiten des Lehrpersonals gewährleiStet ist.
Sofern die im Abs. 1 genannten Einrichtungen nicht
die Vermittlung sämtlicher Lehrziele anbieten
können, ist eine entSprechend eingeschränkte
Anerkennung zu erteilen.

Erwerb fachlicher Kompetenz

§ 4. Die selbständige Ausübung des psychologi-
schen Berufr;s gemä.ß § 3 Abs. 1 setzt den Erwerb
theoretischer und praktischer fachlicher Kompetenz
voraus. -

§ 5. (1) Der Erwerb theoretischer fachlicher
Kompetenz hat in einer Gesamtdauer von zumin-
deSt 160 Stunden zu erfolgen und Kenntnisse und
Erfahrungen der klinischen Psychologie und der
GesundheitSpsychologie praxisorientiert zu vertie-
fen.
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S 8. (1) Jede anerkannte Einrichtung ist in ein
beim Bundeskanzleramt geführtes öffentliches Ver-
zeichnis einzutragen. Die Einsichtnahme sowie die
Anfertigung von Abschriften ist jedermann gestat-
tet. Für Kopien ist ein vom Bundeskanzler
feStZusetZender KostenersatZ zu leisten.

(2) Die Anerkennung ist nach Anhörung des
Psychologenbeirates vom Bundeskanzler im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für WLSsenschan
und Forschung jederzeit mit Bescheid zurückzu-
nehmen, wenn hervorkommt, daß sich die für die
Anerkennung maßgeblichen Umstände gewden
haben oder ei.:e für die Anerkennung erforderliche
VoraussetZung schon ursprünglich nicht besunden
hat.

Ann:chnung

S 11. Unter der Voraussetzung der Gleichwertig-
keit sind auf die fur den Erwerb der fachlichen
Kompetenz vorgesehenc Dauer vom Bundeskanzler
anlä-ßlich der Ein~ung in die Liste der klinisdten
Psychologen und Gesundheiupsychologen nach
Anhörung des Psychologenbeirates anzurechnen:

1. im Ausland absolvierte Aus- oder Fonbil-

dungszeicen;
2. gemäß den Bestimmungen des Psychotltera-

picgescczes, BGBl. Nr.361/1990, absolvicne
Ausbildungszeiten.

(3) Die Einrichtungsträger haben dem Bundes-
kanzler bis Iä.ngstens 10. Juli eines jeden Jahres
einen schriftlichen Bericht über die vorangegangene
Lehnätigkeit jeweils zum Stichtag 1. Juni eines
jeden Jahres vorzulegen.

(4) Der Bundeskanzler hat eine LiSte sämtlicher
Einrichwngen gem~ß § 6 Abs. 1 nach Anhörung des
Psychologenbeirates zu erStellen und jeweils bis
längstens zum Stichtag 1. Juni eines jeden Jahres zu
aktualisieren. Die LiSte dieser Einrichtungen ist im
Bundeskanzleramt aufzulegen. Die Einsichtnahme
sowie die Anfertigung von Abschriften iSt jeder-
mann gestattet. Für Kopien ist ein vom Bundeskanz-
ler festZusetZender KostenersatZ zu leisten.

Bcstätigungen .

§ 9. (1) Der Erwerb der fachlichen Kompetenz
gem:!ß §§ 5 und 6 iSt durch Best2tigungen über die
Evaluation der jeweiligen Lehrziele nachzuweisen.

Berufsbezeichnung "Gcsundheitspsychologe" oder
"Gesundheitspsychologin" und "klinischer Psycho-

loge" oder ,.klinische Psychologin"

S 12. (1) Wer zur selbständigen Ausübung des
psychologischen Berufes gem:I.ß § 3 Abs. 1 berech-
rigt ist, hat im Zusammenhang mit der Ausübung
seines Berufes entsprechend den nachweislich
erworbenen ausreichenden Kenntnissen und Erfah-
rungen gemä.ß § 13 Abs. 5 die Berufsbezeichnung

1. "Gesundheitspsychologe" odcr "GesundhcitS-
psychologin" oder auch

2. "klinischer Psychologe" oder "klinische Psy-
chologin", soweit eine psychologische T~tig-
keit von zumindest mehr als 800 Stunden im
Rahmen einer fachcinschlä.gigen EinrichtUng
des GesundbeitSWesens absolviert worden ist,-.

zu fahren .'- ." . .-.

(2) Die Führung einer Berufsbezeichnung gemäß
Abs. 1 ist im Zusammenhang mit der Ausübung
ihres Berufes den im Abs. 1 genannten - Personen

vorbehalten.

(3) Jede Bezeichnung, die geeignet ist, die
Berechtigung zur selbsdndigen Ausübung dcs
psychologischen Berufes gemäß § 3 Abs. 1 vorzu-
täuschen, ist untena.gt.

(2) Soweit die Evaluation den theoretischen Teil
der fachlichen Kompetenz betrifft, ist dieser durch
Best1tigungen über erfolgreich abgelegte Prüfungen
in den Bereichen des § 5 Abs. 2 nachzuweisen. Berufspflichten der klinischen Psychologen und

Gesundhci tspsych 0 logen

§ 13. (1) Klinische Psychologen und Gesund-
heitspsychologen haben ihren Beruf nach ~rri
Wissen und Gewissen und unter BeachtUng der
EntWicklung der Erkenntnisse der Wissenschaft
auszuüben. Diesem Erfordernis ist insbesondere
durch den regelmäßigen Besuch von in- oder
ausländischen Fortbildungsveransultungen zu ent-
sprechen.

(2) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen haben ihren Beruf persönlich und
unmittelbar, allenfalls in Zusammenarbeit mit
Vertretern ihrer oder einer anderen Wissenschaft
auszuüben. Zur Mithilfe können sie sich jedoch
Hilfspersonen bedienen, wenn diese nach ihren
genauen Anordnungen und unter ihrer sLindigen
Aufsicht handeln.

Voraussetzungen für die selbständige Ausübung des
psychologischen Berufes gemäß § J Abs. 1

\

§ 10. Zur selbständigen Ausübung des psycholo-
gischen Berufes gemäß § 3 Abs. 1 ist berechtigt, wer

1. die Berufsbezeichnung "Psychologe" oder
"Psychologin" gemäß § 1 führen darf,

2. den Erwerb der fachlichen Kompetenz gemäß
§§ 5 und 6 nachgewiesen hat,

3. eigenberechtigt ist,
4. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforder-

liche gesundheitliche Eignung und Venrau-
enswürdigkeit nachgewiesen hat und

5. in die Liste der klinischen Psychologen und
GesundheitSpsychologen nach Anhörung des
Psychologen beirates eingetragen worden ist.
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tigten Personen zu führen (Liste der klinischen
Psychologen und GesundheitSpsychologen).

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen hzben sich
vor Aufnahme der selbständigen Ausübung des
psychologischen Berufes gemäß § 3 Abs. 1 beim
Bundeskanzleramt zur Eintragung in die Liste
anzumelden und die erforderlichen Nachweise

vorzulegen.

(3) Der Nachweis der für die Erfüllung der
Berufspflichten eines klinischen Psychologen oder
auch eines GesundheitSpsychologen erfordc:rlichen
gesundheitlichen Eignung ist durch ein 1rztliches
Zeugnis zu erbringen. Der Nachweis der Vertrau-
enswürdigkeit iSt durch Vorlage einer StniregiSter-
bescheinigung zu erbringen, in der keine Verunei-
lung aufscheint, die eine verläßliche Berufsausübung
nicht erwanen läßt. Das ärztliche Zeugnis und die
Strafregisterbescheinigung dürfen im Zeitpunkt der
Anmeldung zur Eintragung nicht ~lter als drei
Monate sein.

(4) In der Anmeldung zur Eintragung sind
insbesondere der in Aussicht genommene &rufssitZ
bei freiberuflicher T~tigkeit oder auch der in
Aussicht genommene Dienston bei einer Tltigkeit
im Rahmen eines ArbeitSVerhältnisses anzuführen.

(5) Wer zur selbständigen Ausübung des
psychologischen Berufes gem~ß § 3 Abs. 1 berech-
tigt ist, iSt vom Bundeskanzler nach Anhörung des
Psychologenbeirates in die Liste als klinischer
Psychologe oder auch GesundheitSpsychoioge ein-
zutragen. Der Bundeskanzler hat Personen, die
diese VoraussetZungen nicht erfüllen, die Eintra-
gung mit Bescheid zu versagen.

§ 17. (1) Personen, die in die Liste eingetragen
worden sind, haben dem Bundesk.a.nzleramt binnen
einem Monat jede Änderung des Namens, des
BerufssitZes oder des Dienstones, jeden dauernden
oder zeitWeiligen Verzicht auf die &rufsausübung
sowie deren Einstellung, wenn sie voraussichtlich
mehr als drei Monate übersteigen wird, schriftlich
mitZuteilen.

(2) Die Liste enthält Namen, Berufsbezeichnung,
BerufssitZ und Dienston und iSt öffentlich. Die
Einsichtnahme in die ÜSte sowie die Anfertigung
von Abschriften ist jedem1ann gestattet. Für Kopien
ist ein vom Bundeskanzler festZusetZender KoSten-
ersatZ zu leisten.

(3) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen dürfen psychologische Tätigkeiten nur mit
der Zustimmung des Behandelten oder seines
gesetZlichen Venreters anwenden.

(4) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen sind verpflichtet, dem Behandelten oder
seinem gesetZlichen Venreter alle Auskünfte über
die Behandlung, insbesondere über Art, Umfang
und Entgelt, zu erteilen.

(5) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen haben sich bei der Ausübung ihres Berufes
auf jene psychologischen Arbeitsgebiete und Be-
handlungsmethoden zu beschr1nken, auf denen sie
nachweislich ausreichende Kenntnisse und Erfah-
rungen erworben haben.

(6) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen, die von der Ausübung ihres Berufes
zurücktreten wollen, haben diese Absicht dem
Behandelten oder seinem gesetZlichen Venreter so
rechtZeitig mitZuteilen, daß dieser die weitere
psychologische Versorgung sicherstellen kann.

S 14. Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen sowie ihre Hilfspcrsonen sind zur
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres
Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen
Geheimnisse verpflichtet.

S 15. (1) Klinische Psychologen und Gesund-
heitspsychologen haben sich jeder unsachlichen
oder unwahren Infonnation im Zusammenhang mit
der Ausübung ihres Berufes zu enthalten.

(2) Die Anzeige einer freiberuflichen Ausübung
als klinischer Psychologe oder auch Gesundheits-
psychologe darf lediglich den Namen des klinischen
Psychologen oder auch Gesundbeitspsychologen,
seine akademischen Grade, die Berufsbezeichnung
sowie seine Adresse, Telefonnummer und Sprech-
stunden enthalten.

(3) Klinische Psychologen und Gesundheitspsy-
chologen dürfen keine Vergüwngen für die
Zuweisung von Personen zur Ausübung' des
psychologischen Berufes gemä.ß § 3 Abs. 1 an sie
oder durch sie sich oder einem anderen versprechen,
geben, nehmen oder zusichern lassen. Rechtsge-
schäfte, die gegen dieses Verbot verstOßen, sind
nichtig. Leistungen aus solchen Rechtsgeschäften
können zurückgefordert werden.

(4) Die Vornahme der gemä.ß Abs. 1 und 3
verbotenen Tätigkeiten ist auch sonstigen physi-
schen und jl:lriStischen Personen untersagt. Erlöschen der Berufsberechtigung

§ 18. (1) Die Berechtigung zur selbständigen
Ausübung des psychologischen Berufes gemäß § 3
Abs. 1 erlischt durch den Wegfall einer für die
selbständige Ausübung des psychologischen Berufes
gemäß § 3 Abs. 1 erforderlichen VoraussetZung,
wenn hervorkommt, daß eine für die Eintragung in
die Liste erforderliche Voraussetzung schon ur-
sprün~lich nicht bestanden hat oder auf Grund einer

-
Liste der klinischen Psychologen und Gesundheits-

psychologen

§ 16. (1) Der Bundeskanzler hat zur Wahrung des
öffentlichen Interesses an einer geordneten Erfas-
sung eine Liste der zur selbstä.ndigen Ausübung des
Dsycholop:ischen Berufes p:emä.ß ~ 3 Abs. 1 berech-
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l~ger als fUnf Jahre dauernden Einstellung der
selbständigen AusUbung des psychologischen Beru-
fes gem1ß § 3 Abs. 1.

(2) Der Bundesbnzler hat ,nach Anhörung des
Psychologenbeirates in diesen Fällen die Streichung
aus d~r Liste vorzunehmen und mit Bescheid
festzUStellen, daß die Berechtigung zur selbSt1ndi-
gen Ausübung des psychologischen Berufes gem~ß
§ 3 Abs. 1 und zur Führung einer Berufsbezeich-
nung gem1ß § 12 Abs. 1 nicht besteht.

jenes gemä-ß Abs. 2 Z 12 aus dem Kreis derPsychothe~peuten zu bestimmen. .

(5) Das Zusammentreten des Psychologenbein-
teS wird durch die Unterlassung einer Entsendung
nicht gehindert.

S 20. (1) Aufgaben des Psychologenbeirates sind
neben der Be~tung des Bundeskanzlers in g-rund-
sätZlichen Fragen insbesondere die Ersuttung von
Gutachten in Angelegenheiten

1. der Anerkennung von Einrichtungen. gemiß
§ lAbs. 1;

2. der Rücknahme der Anerkennun~ von
Einrichwngen gemä.ß § 8Abs. 2;

3. der Erstellung der LiSte gem~ß § 8 Abs. i;
4. der Prüfungsgesultung gem~ß § 9 Abs. 2;
5. der Anrechnung gem~ß § 11;
6. der Eintragung in die Liste der .klinischen

Psychologen und Gesundheitspsychologen
gemä-ß § 16 Abs. 5;

l. des Erlöschens der Berufsberechtigung ge-
m~ß.§ 18 Abs. 2;

8. der psychosozialen Versorgung ÖSterreichs,
insbesondere der Finanzierungsfragen;

9. der wissenschaftlichen Forschung;
10. des KonsumentenschutZes, insbesondere der

an den Psychologenbe~t herange~enen
Ko nsumentenbesch werden;

11. der AusarbeitUng von Honorai-richtlinien.'-" , - " " ~ ". .,"...: - ,- -

(2) Der Psychologenbeirat abt seine T1tig~it in
Vollsiaungen aus:Diese werden vom VorsitZenden
schriftlich einberufen und haben mindestens zwei-
mal pro Halbjahr St2.ttzu?nde~.'-' ;

.. .
(3) Der Psychologenbe~t ist beschlußfj.hig,

wenn mindestens ein Drittel der scimmberechrigten
Vertreter anwesend ist. Beschlüsse werden mit
unbedingter Stimmenmehrheit gefaßt. Die a.nl2.ßlich
einer Beschlußfassung in der Minderheit gebliebe-
nen Mitglieder haben das Recht, ihre Auffa.s:sung
ausdrücklich. schriftlich feStZuhalten: . :

(i) Die VoUsitZu~gen des Psychologenbeintes
sind nicht öffentlich. Die Mitglieder haben auf
Verlangen des VorsitZenden ihre Berechtigung zur
T eiln:i.hme an der VollsitZung nachzuweisen.

(5) Die Mitglieder des Psychologenbeirates. nben
ihre Funktion ebenso wie ihre Stellvenreter
ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf ErsatZ
der notWendigen Ba.rauslagen einschließlich der
Kosten für Reise und Unterkunft entSprechend der
Gebührenstufe 5 der ReisegeDührenvorschrift 1955,
BGBl. Nr. 133.

§ 21. (1) Der Psychol(;Jgenbeirat hat eine
GeschäftSordnung zu beschließen, die die Erfüllung
der ihm übertragenen Aufgaben sicherstellt. In der
GeschäftSordnung kann auch die Einsetzung von
Fachausschüssen vorgesehen werdcn. Die Ge-
schäftSordnung bcdarf für ihrc Wirksamkcit der
Genehmigung durch dcn Bundeskanzlcr.

Psychologenbeint

S 19. (1) Zur~~DtUng des Bundeskanzlers in
smclichen Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes
ist ein Psychologenbeint. beim Bundeskanzleramteinzurichten. '

(2) Mitglieder des Psychologenbeirates mit Sitz-
und Stimm{echt sind:

1. der Bundesbnzler, &r den Vorsitz füM und
sich 'durch einen Beamten des Bundesbnz-
lera~tes vertreten lassen kann,

2. ein Vertreter des Bundesminisceriums für
Wissenschaft und Forschung,

3. fünf Vertreter fachlich zuständiger oder
fachnaher UniversitätSinstitute und Universi-
tätskliniken, die von der Rektarenkonferenz
mit der Maßgabe zu entSenden sind, daß drei
Vertreter Ordentliche oder AuBerordentliche
Universidtsprofessoren und zwei Venrecer
andere UniversitätSlehrer zu sein haben,

4. fünf Vertreter des Berufsverbandes ÖSterrei-
chischer Psychologen,

5. zwei Vertreter der Gesellschaft Kritischer
Psychologen und Psychologinnen,

6. ein Vertreter der Österreichischen Ärzte-
kammer,

7. ein Vertreter der Bundeskammer der Ge-
werblichen Wirtschaft,

8. ein Vertreter des HauptVerbandes der Öscer-
reichischen Sozialversicherungsträger,

9. ein Vertreter des Öscerreichischen Arbeiter-
kammenages, .

10. ein Vertreter des Öscerreichischen Gc:werk-
schaftSbundes,

11. ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der
LandwirtschaftSkammern ÖSterreichs und

12. ein Vertreter des beim Bundeskanzleramt

eingerichteten Psychotherapiebeirates.

(3) Die EntSendung dieser Vertreter sowie deren
Stellvertreter für den Fall ihrer Verhinderung ist
dem Bundeskanzler unverzüglich mitzu~ilen.

("") Die Mitglieder gemäß Abs. 2 Z 3 bis 5 und Z 7
bis 11 haben zur Führung der Berufsbezeichnung
"Psychologe" oder "Psychologin" berechtigt zu
sein. Das Mitglied gemäß Abs. 2 Z 6 hat sich aus
dem Kreis der Fachärzte für Psychiatrie und
Neurologie oder für Neurologie und Psychiatrie,
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(2) Der Psychologen beirat kann zu den VoIlsit-
zungen und den SitZungen der Fachausschusse
Vertreter des Bundeskanzleramtes, der Bundesmini-
stericn sowie externe AuskunftSpersoncn beiziehen.

(3) Die GeschäftSführung dcs Psychologenbcira-
teS obliegt einer als "BUro des Psychologcnbeirates"
zu bezeichnenden Organisationseinheit des Bundcs-
kanzleramtes. Diese ist von einem rechtSkundigcn
Bea.rntcn zu leiten und hat einen Schriftfuhrcr
beizustellen.

auch jene Personen in die Liste der klinischen
Psychologen und GesundheitSpsychologen einzu-
tragen, die

1. auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit eine
Qualifikation im Sinne des § 3 Abs. 1 erwor-
ben haben, die inhaltlich einer nach diesem
BundesgesetZ erworbenen fachlichen Kompe-
tcnz gleichzuhaltcn ist,

2. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforder-
liche gesundheitliche Eignung und Venrau-
enswürdigkeit nachgewiesen haben und

3. eigenberechcigtsind.

(2) Für die Eintragung in die Liste der kliniscr.:.n
Psychologen und Gesundheiupsychologen gelten
die §§ 16 und 17. Der Bundeskanzler hat Personen,
die die im Abs. 1 genanntcn VoraussetZungen nicht
erfüllen, die Eintragung mit Bescheid zu versagen.

(3) Die im Abs. 1 genanntcn Personen sind nach
Eintragung in die Listc der klinischen Psychologen
und GesundheitSpsychologen zur selbständigen
Ausübung des psychologischen Berufes gemäß § 3
~s. 1 bcrechcigt. FUr die Führung einer Berufsbe-
zeichnung gilt § 12, für das Erlöschen der
Berufsberechtigung § 18. .

Str:3.fbestimmungen
§ 22. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in

die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsilbenre-
tung und iSt mit GeldStrafe bis zu 50 000 S zu
beStrafen, wer die in diesem BundesgesetZ ge-
schützte Berufsbezeichnung entgegen den Bestim-
mungen des § 12 unbefugt filhrt, den Bestimmungen
des § 12 Abs. 3, des § 13, des § 15, des § 16 Abs. 2
oder des § 17 Abs. 1 zuwiderhandelt oder die
Verschwiegenheiupflicht des § 1 i verletzt.

Artikcllll

Vollzugs- und Inknfttretcnsbcstimmungcn

(1) Mit dcr Vollzichung dcs Artikcls I ist dcr
Bundcsministcr für WlSscnschaft und Forschung
bctr2.ut.

(2) Mit dcr Vollzichung. dcs Artikcls II ist dcr
Bundcskanzlcr, hinsichtlich dcr §§ 7 Abs. 1 und 8
Abs. 2 im Einvcmchmcn mit dcm Bundcsminis~r
für Wisscnschaft und Forschung bctr2.ut.

(3) Dicscs Bundcsgcsctz tritt mit 1. Jänncr 1991 in
Kraft.

Waldheim

V ranitzky

V c:rhältnis zu andcrcn Vorschriften

S 23. (1) Die Gewerbeordnung 1973, BGBl.
Nr.50/1974, ist auf die T~tigkeit dcr zur
selbständigen Ausübung dcs psychologischcn Beru-
fcs gemäß § 3 Abs. 1 berechtigten Pcrsonen nicht
anzuwenden. Durch dieses Bundesgesctz werdcn
die gesetzlichen BeStimcmungen uber den Berechci-
gungsumfang von Gewerben, insbesondere jenes
des gemäß § 323 e der Gewerbeordnung 1973
konzessionierten Gewerbes der Lebens- und Sozial-
berater, nicht berührt.

(2) Die Ausübung des psychologischen Berufes
gem3.ß § 3 Abs. 1 ist keine nach den Bestimmungen
des Ärztegesetzes 198~, BGBl. Nr. 373, ausschließ-
lich Ärzten vorbehaltene Tätigkeit und keine nach
den Bestimmungen des Psychotherapiegesetzes,
BGBl. Nr.361/1990, ausschließlich Psychothera-
peuten vorbehaltene Tätigkeit.

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestim-
mungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden.

361. Bundcsgcsetz vom 7. Juni 1990 über die
Ausübung der Psychotherapie (Psychothera-

piegcsetz)

Der Nationalrat hat beschlossen
Übcrgangs bes timmungcn

§ 24. (1) Der Bundesbnzler hat den Psycholo-
genbcirat crstmalig bis längstens drci Monate nach
Inkrafttrcten dieses BundesgesctZes einzuberufen.

(2) Die erstmalige Konstituierung des Psycholo-
genbeirates wird durch die Unterlassung einer
EntSendung gemäß § 19 Abs. 2 nicht gehindert.

§ 25. (1) Der Bundesbrizler hat nach Anhörung
des Psychologenbcirates bis längstens 30. Juni 1993

Psychotherapiegesetz

Inhaltsverzeichnis

§

§

Berufsumschreibung
Ausbildung zum
Psychotherapeuten

2
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Ausbildung zum Psychothcrapcuccn§§ 3, 4, 5

S 2. Die selb~ndige Ausübung der Psychothera-
pie sc:tzt die Absolvierung einer allgemeinen und
einer besonderen Ausbildung voraus. Sowohl der
allgemeine Teil (psychotherapeutisches Prop1deuti-
kum) als auch der besondere Teil (psychotherapeu-
tisches Fachspeziftkum) wird durch eine. theoreti-
sche und praktische Ausbildung vermittelt.

§§ 6,7,8

§ 9.
~ 10

. psychothcr~peutisches
Propädeutikum

. psychothe~peutisches
Fachspezifikum

. Besdtigungeri

. V o~ussetzungen für die
Ausbildung zum

Psychothe~peuten
. Voraussetzungen für die

selbsdndige AusUbung der

Psychothe~pie

. Anrechnung

. Berufsbezeichnung

:-- Berufspflichten des

Psychothe~peuten
. PsJ'chotherapeutenliste

. Erlöschen der
Berufsberechtigung

. Psychothe~piebeirat

. Suafbestimmungen

. Verhältnis zu ~nderen
. Vorschriften

. Oberg~ngsbestimmungen

§ 1

§§ 17,18

§ 19...

§§ 25,26

Artikel I

BundesgesetZ aber die Ausübung der Psychothe-

rapie (PsychotherapiegesetZ):

Bcrufsumschretoung

§ 1. (1) Die Ausübung der Psychotherapie im
Sinne dieses BundesgesetZes iSt die nach einer
allgemeinen und besonderen Ausbildung erlernte,
umfassende, bewußte und geplante Behandlung von
psychosozial oder auch psychosomatisch bedingten
Verhaltensstörungen und. Leidenszust1nden mit
wi s sens ch aftli ch - p sych 0 th e ra pcu tischen M eth od e n

in einer Interaktion zwischen einem oder mehreren
Behandelten und einem oder mehreren Psychothe-
rapeuten mit dem Ziel, bestehende SymptOme zu
mildem oder zu beseitigen, gestörte Verhaltenswei-
sen und Einnellungen zu ändern und die Reifung,
Encwicklung und Gesundheit des Behandelten zu
fördern.

(2) Die selbständige Ausübung der Psychothera-
pie besteht in der eigenverantWortlichen Ausfüh-
rung der im Abs. 1 umschriebenen Tätigkeiten,
unabhängig davon, ob diese Tltigkeiten freiberuf-
lich oder im Rahmen eines ArbeitSVerhältnisses
ausgeübt werden.

Psychothcrapcutischcs Propädcutikum

§ 3. (1) Dcr theoretischc Teil hat in einer
Gesamtdauer von zumindest 765 Stunden jedcnfalls
folgcndc Inhalte zu umfasscn:

1. Grundlagcn und Grenzbcrcichc dcr Psycho-
thcrapic einschlicßlich dcr Supcrvision, insbe-
sondere cine Einführung in dic Problcmge-
schichte und Entwicklung der psychothera-
pcutischen Schulen, in die tiefenpsychologi-
schen, SYStC:lIlischen, lerntheoretischen und
kommunibtionstheoretischcn Konzepte in
der Dauer von zumindCSt 120 Stunden, in die
PersönlichkeitStheorien in der Dauer von
zumindeSt 30 Stunden, in dic allgemeine
Psychologie und die Entwicklungspsychologie
in der Dauer von zumindest 60 Stunden, in die
Rehabilitation und die Sonder- und Heilp~d-
agogik in der Dauer von zumindCSt 30 Stun-
den, in. die psychologische Diagnostik und

. Beg\1uchtung in der Dauer von zumindCSt

60 Stunden und in die psychosozialen Inter-
ventionsformen- in der Dauer von zumindest
60 Stunden;

2. Grundlagen der Somatologie und Medizin,
insbesondere eine Einführung in die medizini-
sche Terminologie in der Dauer von zumin-
dest 30 StUnden, in die klinischen Sonden1-
cher der Medizin unter besonderer Berück-
sicbtigung der Psychiatrie, der Psychopatholo-
gie und der Psychosomatik aller AltersstUfen,
vor allem im Hinblick auf die Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie und die Geronw-
psychotherapie in der Dauer von zumindest
120 Stunden, in die Pharmakologie unter
besonderer Berücksichtigung der Psychophar-
makologie und der psychotropen Wirkung
von Pharmaka in der Dauer von zumindest
45 Stunden und in die Erste Hilfe in der Dauer
von zumindCSt 15 Stunden;

3. Grundlagen der Forschungs- und Wissen-
schafumethodik in der Dauer von zumindest
75 Stunden;

4. Fragen der Ethik ind.er Dauer von zumindest
30 Stunden;

5. Rahmenbedingungen für die Ausübung der
Psychotherapie, insbesondere eine Einführung
in die institutionellen, gesundheitSrechtlichen
und psychosozialen Rahmenbedingungen in
der Dauer von zumindest 90 Stunden.
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eines jeden Jahres eincn schrift1ichcn Bericht ober
dic vorangegangenc Ausbildungsdtigkeit jeweils
zum Stichtag 1. Juni eines jeden Jahres vorzulegen.

S 5. (1) Das Praktikum gem1ß § 3 Abs. 2 Z 2 ist
im Rahmen einer Einrichwng des Gesundheits-
oder Sozialwescns, die der psychosozialen Versor-
gung der Bcvölkerung dient und der riebcn dem
Leiter noch mindestens zwei weitere fachlich
qualifizierte Mitarbeiter angehören, zu absolvieren.

(2) Der Bundeskanzler hat nach Anhörung des
Psychotherapiebeirates einc Liste sämtlicher Ein-
richtungen, in denen das Praktikum gemäß § 3
Abs. 2 Z 2 absolviCrt wcroen kann, zu crsteilen und
jeweils bis längstens zum Stichtag 1. Juni eines jeden
Jahres zu aktUalisieren. Die Liste dieser Einrichtun-
gen ist im Bundeskanzleramt aufzulegen. Die
Einsichtnahme sowie die Anfertigung von Abschrif-
ten ist jedermann geStattet. Für Kopien ist ein vom
Bundeskanzler feStzusetZender KostenersatZ zu
leisten.

(2) Der praktische Teil hat in einer Gesamtdauer
von zumindest 550 Stunden jedenfalls folgende
Inhalte zu umfassen:

1. Einzel- oder Gruppenselbsterfahrung in der
Dauer von zumindest 50 Stunden;

2. P~ktikum im Umgang mit verhaltensgeStÖr-
ten oder leidenden Personen in einer im
psychosozialen Feld bestehenden EinrichtUng
des GesundheitS- oder Sozialwesens unter
fachlicher Anleitung und Aufsicht des Leiters
dieser Einrichwng oder eines Stellvenreters in
dcr Dauer von zumindest 480 Stundcn samt

3. begleitendcr Tcilnahme an ciner Praktikums-
supervision in der Dauer von zumindest
20 Stunden.

Psychothcnpcutischcs Fachspczifikum

S 6. (1) Der theoretische Teil hat in einer
Gesamtdauer von zumindest 300 Stunden, wobei
zumindest 50 Stunden für eine Schwerpunktbildung
in den unter Z 1 bis 3 genannten Bereichen je nach
methodenspezifischer Ausrichwng vorzusehen sind,
jedenfalls folgende Inhalte zu umfassen:

1. Theorie der gesunden und der psychopatholo-
gischen Persönlichkeitsentwicklung in der
Dauer von zumindest 60 Stunden;

2. Methodik und Technik in der Dauer von
zumindest 100 Swnden;

3. Persönlichkeits- und Interaktionstheorien in
der Dauer von zumindest 50 Swnden;

4. psychotherapeutische Literawr in der Dauer
von zumindest ~O Stunden.

(2) Der praktische Teil hat in einer Gesamtdauer
von zumindest 1 600 Swnden, wobei zumindest
100 Swnden für eine Schwerpunktbildung in den
unter Z.l und ~ genannten Bereichen je nach
methodenspezifischer Ausrichwng vorzusehen sind,
jedenfalls folgende Inhalte zu umfassen:

1. Lehrtherapie; Lehranaiyse, Einzel- oder Grup-
penselbsterfahrung in der Dauer von zumin-
dest 200 Swnden;

2. Erwerb praktischer psychotherapeutischer
Kennmisse und Erfahrungen im Umgang
sowohl mit verhaltensgeStÖrten als auch
leidenden Personen unter fachlicher Anleitung
eines zur selbstlndigen Ausübung der Psycho-
therapie berechtigten Psychotherapeuten
durch ein Praktikum in einer im psychothera-
peutisch-psychosozialen Feld bestehenden
EinrichtUng des Gesundheits- oder Sozialwe-
sens in der Dauer von zumindest 550 Stunden,
davon zumindest 150 Stunden innerhalb eines
Jahres in einer facheinschllgigen Einrichtung
des GesundheitsWesens, samt

S 4. (1) Das psychotherapeutische Propädeuti-
kum, ausgenommen das Praktikum gemäß § 3
Abs. 2 Z Z, ist in Lehrt.eransultungen solcher privat-
oder öffentlich-rechtlicher Einrichtungen ein-
schließlich der UniversitätSinstitute und Universi-
t2.tSkliniken zu vermitteln, die nach Anhörung des
Psychotherapiebeirates vom Bundeskanzler im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung als propädeutische Ausbil-
dungseinrichtUngen mit Bescheid anerkannt worden
sind.

(2) Die Tr'lger solcher EinrichtUngen haben
anläßlich der Anmeldung zur Anerkennung ein
detailliertes Ausbildungscurriculum sowie entspre-
chende' Unterlagen über Zahl. BeStellung und
Qua.1ifik3.tion des erforderlichen Lehrpersonals

vorzulegen.
(3) Die Anerkennung iSt zu erteilen, wenn die

Vermittlung der Ausbildungsziele durch Inhalt und
Umfang des AusbildungsCurriculums sowie durch
die Kenntnisse und F~higkeiten des Lehrpersonals
gewä.hrleistet iSt. Sofern die im Abs. 1 genannten
Einrichtungen nicht die Ve:nnittlung sämtlicher
Ausbildungsziele anbieten können, iSt eine en,tspre-
chend eingeschnnkte Anerkennung zu erteilen.

(4-) Jede anerkannte propldeutische Ausbildungs-
einrichtung iSt in ein beim Bundeskanzleramt
geführtes öffentliches Verzeichnis einzutragen. Die,
Einsichtnahme sowie die Anfertigung von Abschrif-
ten iSt jedennann gestattet. F9r Kopien iSt ein vom
Bundeskanzler festzusetzender KoStenersatz zu
leisten.

(5) Die Anerkennung iSt nach Anhörung des
Psychotherapiebeirates vom Bundeskanzler im
Einvernehmen mit dem BundesminiSter für Wissen-
schaft und Forschung jederzeit mit.. Bescheid
zurückzunehmen, wenn hervorkommt, daß sich die
für die Anerkennung maßgeblichen Umstände
geändert haben oder eine für die Anerkennung
erforderliche Voraussetzung schon ursprllnglichnicht bestanden hat. '

(6) Die propä.deutischen Ausbildungseinrichtun-
gen haben dem Bundeskanzler bis lä.ngStens 10. Juli
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3. begleitender Teilnahme an einer Praktikums- )ofur die Anerkennung erforderliche VoraussetZung

supervision in der Dauer von zumindeSt schon ursprünglich nicht bestanden hat. Hinsicht-

30 Stunden; lich der Rucknahme der Anerkennung für die

4. psychotherapeutische Tätigkeit mit verhal- Universi~tSinStitute und Universi~tSk1iniken hat

tensgestönen oder leidenden Personen in der der Bundeskanzler das Einvernehmen mit dem

Dauer von zumindest 600 StUnden, die unter BundesminiSter für W lSsenschan und Forschung

begleitender Supervision in der Dauer von herzuStellen.

zumindest 120 Stunden zu erfolgen hat. (7) D . h th . h A b .ld .
le psyc 0 erapeutIsc en us 1 ungsem-

richtungen haben dem Bundeskanzler bis längStens

10. Juli eines jeden Jahres einen schriftlichen Bericht

aber die vorangegangene Ausbildungs~tigkeit zum

Stichtag 1. Juni eines jeden Jahres vorzulegen.

S 8. (1) FOr die Organisation und Durchführung

des Praktikums gem~ß § 6 Abs. 2 Z 2 haben die

psychotherapeutischen Ausbildungseinrichwngen

im Zusammenwirken mit den Trägem einer als

Ausbildungss~tte gemäß §§ 6 oder 6 a des Ärztege-

setZes 1984, BGBl. Nr. 373, anerkannten Kranken-

anstalt oder Universi~tSklinik oder einer anderen

Einrichtung des GesundheitS- oder Sozialwesens,

die der psychotherapeutischen Versorgung der

Bevölkerung dient und der neben dem Leiter noch

mindeStens zwei weitere fachlich qualifizierte

Mitarbeiter angehören, zu sorgen.

(2) Der Bundesk.a.nzler hat nach Anhörung des

Psychotherapiebeirates eine Liste sä:mclicher Ein-

richtungen, in denen das Praktikum gem1ß § 6

Abs. 2 Z 2 absolviert werden kann, zu erstellen und

jeweils bis l1ngStens zum Stichtag 1. Juni 'eines jeden

Jahres zu aktualisieren. Die LiSte dieser Einrichwn-

gen ist im Bundeskanzleramt a:ufzulegen~ Die

Einsichtnahme sowie die Anfertigung von Abschrif-

ten ist jedermann gestattet. Für Kopien ist ein vom

Bundeskanzler festZusetzender KoStenersatz zu

leisten.

Bestätigungcn

S 9. (1) Die Absolvierong des psychotherapeuti-
schen Propä.deucikums und des psychotherapeuti-
schen Fachspezifikums ist durch Bestä.tigungen über
die Evaluation der jcweiligen AwbiIdungsziele
gemIß §§ 3 und 6 nachzuweisen.

(2) Soweit die Evaluation den th~oretischen Teil
des psychotherapeutischen Propädeutikums betrifft,
ist dessen Absolvierong durch Bestä.tigungen über
erfolgreich abgelegte Prüfungen in den Bereichen
des § 3 Abs. 1 nachzuweisen.

S 7. (1) Das psychotherapeutische Fachspezifi-
kum, ausg~nommen das Praktikum gem~ § 6
Abs. 2 Z 2, ist in Lehrveranstaltungen solcher privat-
oder öffentlich-rechtlicher Einrichwngen ein-
schließlich der Univernt1tsinstiwte und Universi-
tätskliniken zu vermitteln, di~;;.vom Bundesk.a.nzler
nach Anhörung.~des Psychotherapiebeirates als
psychotherapeutische Ausbildungseinrichtungen
mit Bescheid anerkannt worden sind. Hinsichtlich
der Anerkennung der 'Universiütsinstitute und
Universi~tsk1iniken' hat der Bundeskanzler das
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung herzUStellen.

(2) Die Tdger solcher Einrichwngen haben
anl~lich der Anmeldung zur Anerkennung ein
detailliertes, methodenspezifisches Ausbildungscur-
riculum sowie entsprechende Unterlagen über Zahl,
Bestellung und Qualifikation des erforderlichen
Lehrpersonals vorZulegen.

(3) Jede Einrichwng, die eine Anerkennung als
psYchotherapeutische Ausbildungseinrichwng be-
antragt hat, ist berechtigt, soweit der Psychothera-
piebeirat zur Behandlung dieser Frage zusammen-
tritt, einen Vertreter in die entsprechende Vollsit-
zung des PsychotherapiebeirateS als Auskunftsper-
son zu entsenden.

(4) Die Anerkennung ist zu erteilen, wenn die
Erreichung der im § 6 genannten Ausbildungsziele,
ausgenommen des Pttktikums gemäß S 6 Abs. 2
Z 2, durch Inhalt und Umfang des Ausbildungscur-
riculums sowie durch die Kenntnisse und F1higkei-
ten des Lehrpersonals gewllileistet ist. Die
jeweilige methodenspezifische Ausrichwng des
Ausbildungscurriculums hat sich dabei auf eine
wissenschaftlich-psychotherapeutische Theorie des
menschlichen Handelns, verbunden mit einer
eigenst1ndigen, in der praktischen Anwendung
mehrj1hrig erprobten Methodik, zu gründen.

(5) Jede anerkannte psychotherapeutische Ausbil-
dungseinrichtung ist in ein beim Bundeskanzleramt
geführtes öffentliches Verzeichnis einzutragen. Die
Einsichtnahme sowie die Anfertigung von Abschrif-
ten ist jedermann gestattet. Für Kopien ist ein vorn
Bundeskanzler festzusetZender KostenersatZ zu
leisten.

(6) Die Anerkennung ist vom Bundeskanzler
nach Anhörung des Psychotherapiebeirates jeder-
zeit mit .Bescheid zurückzunehmen, wenn hervor-
kommt, daß sich die für die Anerkennung
maßgeblichen Umstände geändert haben oder eine

Voraussctzungcn für dic Awbildung zum
Psychothcrapcutcn

§ 10. (1) Das psychothcrapcutischc Propädeuti-
kum darf nur absolvicren, wer

1. eigcnbcrcchtigt iSt und entWedcr
2. die Reifeprüfung an eincr a.llgemcinbildenden

oder bcrufsbildcnden höhcren Schule ein-
schließlich der AnStalten der Lehrer- und



2740 Nt. 361151. Stück - Ausgegeben am 29. Juni 1990

V o~ussetzungcn für die sdbständige Ausübung der

Psychothenpie

§ 11. Zur selbständigen Ausübung der Psychothe-
rapie ist berechtigt; wer

1. das psychotherapeutische Propädeutikum und
das psychothe~peucische Fachspezifikum er-
folgreich absolviert hat,

2. eigenberechtigt ist,
3. das 28. Lebensjahr vollendet hat,
4. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforder-

liche gesundheitliche Eignung und Venrau-
enswürdigkeit nachgewiesen hat und

5. in die Psychotherapeutenliste nach Anhörung
des Psychotherapieb(:i~tes eingetragen wor-
den ist.

Anrechnung

§ 12. Unter der Voraussetzung der Gleichwertig-
keit sind auf die für die Ausbildung zum
Psychotherapeuten vorgesehene Dauer des psycho-
therapeutischen Prop[deutikums gem~ß §3 oder
auch des psychotherapeutischen Fachspezifikums
gemäß § 6 vom Bundeskanzler anläßlich der
Eintragung in die Psychotherapeutenliste nach
Anhörung des Psychotherapiebeirates anz\lrechnen:

1. im Ausland absolvierte Aus- oder Fortbil-
dungszeiten;

2. gemäß den Bestimmungen des Ärztegesetzes
1984, BGBl. Nr.373, absolvierte Aus- oder

Fortbildungszeiten;
3. gem~ß den Bestimmungen des BundesgesetzeS

betreffend die Regelung des Krankenpflege-
fachdienstes," der medizinisch-technischen
Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGBI.
Nr. 102/1961, absolvierte Aus- oder Fortbil-

dungszeiten;
+. gemäß den Bestimmungen des Psychologen-

gesetzes, BGBI. Nr.360/1990, absolvierte
Zeiten beim Erwerb der fachlichen Kompe-
tenz;

5. im Rahmen eines Studiums, des Kurzswdiums
Musiktherapie oder eines Hochschullehrgan-
ges für Musiktherapie, einer Ausbildung an
einer Akademie für Sozialarbeit, an einer
ehemaligen Lehranst:l.lt für gehobene Sozial-
berufe, an einer P~dagogischen Akademie, an
einer AnStalt der Lehrerbildung oder der
Erzieherbildung oder an einer mit Öffenwch-
keitsrecht ausgestat~n Lehranstalt für Ehe-
und Familienberater absolviene Ausbildungs-
Zelten.

Berufsbezeichnung

§ 13. (1) Wer zur selbständigen Ausübung der
Psychotherapie berechtigt ist, hat im Zusammen-
hang mit der Ausübung seines Berufes die
Berufsbezeichnung "Psychotherapeut" oder "Psy-
chotherapeucin" zu führen und kann als ZusatZbe-
zeichnung einen Hinweis auf die jeweilige metho-

Erzieherbildung oder die Reifeprüfung vor
dem Inkrafttreten der entSprechenden Bestim-
mungen des Schulorganisationsgesetzes,
BGBl. Nr. 242/1962, an einer Mittelschule
oder einer anderen mittleren Lehransult oder
eine StUdienberechtigungsprüfung gem2.ß den
Bestimmungen des Studienberechtigungsge-
setzes, BGBl. Nr. 292/1985, abgelegt hat oder

3. einen in Österreich nostrifizierten, der Reife-
prüfung gleichwertigen Abschluß im Ausland
erworben hat oder

4. eine Ausbildung im Krankenpflegefachdienst
oder in einem medizinisch-technischen Dienst
gem2.ß den Bestimmungen des Bundesgesetzes
betreffend die Regelung des Krankenpflege-
fachdienstes, der medizinisch-technischen
Dienste und der SaniutShilfsdienste, BGBl.
N r. 102/1961, absolviert hat oder

5. auf Grund seiner Eignung nach Einholung
eines entSprechenden Gutachtens des Psycho-
therapiebeirates vom Bundeskanzler mit Be-
scheid zur Absolvierung des psychotherapeuti-
schen Propädeutikums zugelassen worden ist.

(2) Das psychotherapeutische Fachspezifikum
darf nur absolvieren, wer

1. eigenberechtigt ist,
2. das 24. Lebensjahr vollendet hat,
3. die schriftliche Erklä:rung einer psychothera-

"peutischen AusbildungseiMchtung, daß eine
AU.$bildungsstelle für die Absolvierung des
psychotherapeutischen Fachspeziflkums, ein-
schließlich des Praktikums gemäß § 6 Abs. 2
Z 2, zur Verfügung gestellt werden wird,
vorlegt,

4. das psychotherapeutische Propädeutikum er-
folgreich absolviert hat und entWeder

5. die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 4 oder
6. auf Grund seiner Eignung nach Einholung

eines entSprechenden Gutachtens des Psycho-
therapiebeirates vom Bundeskanzler" mit Be-
scheid zur Absolvierung des psychotherapeuti-
schen Fachspezifikums zugelassen worden ist,
soweit nicht bereitS eine Zulassung gem1tß
Abs. 1 Z 5 erfolgt ist, oder

7. eine Ausbildung an einer Akademie rur
Sozialarbeit, an einer ehemaligen Lehranstalt
für gehobene Sozia.lberufe, an einer Pädagogi-
schen Akademie oder an einer mit Öffentlich-
keitSrecht ausgeStatteten Lehranstalt rur Ehe-
und Familienberater absolviert hat oder das
Kurzstudium Musiktherapie oder einen
Hochschullehrgang für Musiktherapie abge-
schlossen hat oder

8. ein Studium der Medizin, der P1tdagogik, der
Philosophie, der "Psychologie, der Publizistik-
und Kommunikationswissenschaft oder der
Theologie oder ein Studium für das Lehramt
an höheren Schulen abgeschlossen hat oder

9. einen in Österreich nostrifizierten Abschluß
eines ordentlichen Studiums im Sinne der Z 8
an einer ausländischen Universität nachweist.
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dcnspczifischc Ausrichtung jcncr psychothcrapcuti-
schcn Ausbildungscinrichtung, bei dcr die Psycho-
thcrapicausbildung absolvicn wordcn ist, anfügcn.
Sofcm mchccrc Psychothcrapicausbildungcn absol-
vicn wocdcn sind, könncn cntSprcchcndc Hjnwcisc
als ZusatZbezejchnungcn angcfügt wcrdcn.

(2) Dic Führung dcc Bcrufsbczcichnung "Psy-
chothcrapeut" odcc "Psychothcrapcutin" samt
ZusatZbczcichnung ist im Zusammcnhang mit dcc
Ausübung ihres Bcrufes dcn im Abs. 1 gcnannten
Pccsoncn vorbehalten.

(3) Jcdc Bezcichnung, dic gccjgnct ist, dic
Bcrcchtigung zur scibst1ndigcn Ausübung dcc
Psychothcrapic vorzutäuschcn, ist unteqagt.

(2) Die Anzeige einer freiberuflichen Ausübung
d~r Psychotherapie darf lediglicl1 den N2JDen des
zur selbsdndigen Ausübung der Psychotherapie
berechtigten Psychotherapeuten, seine akademi-
schen Grade, die Berufsbezeicl1nung samt ZusatZ-
bezeichnung sOwie seine Adresse, Telefonnummer
und Sprechstunden enthalten.

(3) Der Psychotherapeut d3.rf keine Vergiltungen
für die Zuweisung von Personen zur Ausübung der
Psychotherapie an ihn oder durch ihn sich oder
einem anderen versprechen, geben, nehmen oder
zusichern lassen. RechtSgesch~, die gegen dieses
Verbot verstOßen, sind nichtig. Leistungen aus
solchen RechtSgescl1~ften können zurückgefordert
werden.

(4) Die Vornahme der gem1ß Abs. 1 und 3
verbotenen TItigkeiten ist auch sonstigen physi-
schen und juristischen Personen untersagt.

" Psychothcrapcutcnlistc
S 17. (1) Dcr Bundcskanzlcr hat zur Wahrung des

öffcntlichen Intcrcsscs an cincr gcordnetcn Erfas-
sung cinc liSte dcr zur selbständigcn Ausübung der
Psychothcrapie bercchtigtcn Pcrsonen zu führcn
(PsycbotherapeutenliSte) .

(2) Dic im Abs. 1 gcnanntcn Perso~en haben sich
vor Aufnahmc dcr selbständigcn AusUbung dcr
Psychothcrapie bcim Bundeshnzlcramt zur Eintra-
gung in die PsychotherapeutcnliStc anzumeldcn und
dic erfordcrlichcn Pcrsonal- und Ausbildungsnach-
wcise vorzulcgen.

, ,

(3) Dcr Nachweis dcr für die Erfüllung der
Berufspflichten cines, Psychothcrapeuten erforderü':
chcn gcsundheitlichen Eignung iSt durch ein
ärztlichcs Zeugnis zu crbringcn.. Der Nachweis der
V cnrauenswürdigkcit ist durch einc Strafrcgisterbe-
scheinigung zu crbringcn, in dcr keipe Verurteilung
aufscheint, dic cine vcrl1f.ßlichc Berufsausübung
nicht erwarten läßt. Das ärztliche Zeugnis und dic
StrafrcgiStcrbcschcinigung dürfcn im Zeitpunkt dcr
Anmcldung zur Eintragung nicht älter als drci
Monate sein.

(4) In d~r Anmeldung zur Eintragung sind
insbesondere die psychotherapeutische Ausbil-
dungseinrichtung, bei dcr das psychothcrapeutischc
Fachspezifikum absolvicn wordcn ist, im Hinblick
auf die ZusatZbczcichnung, der in Aussicht
gcnommcne Bcrufssi~ bei frciberuflicher Tätigkcit
odcr auch dcr in Aussicht gcnommcnc DienSton bei
einer Tätigkeit im Rahmen eines ArbeitsVerhältnis-
ses anzuführen.

(5) Wer zur selbständigen Ausübung der
Psychotherapie bcrechtigt ist, iSt vom Bundeskanz-
ler nach Anhörung des Psychotherapiebeirates in
die Psychotherapeutenliste als Psychotherapeut
einzutragen. Der Bundeskanzler hat Personen, die

Berufspflichten des Psychothenpcuten

§ 14. (1) Der Psychotherapeut hat seinen Beruf
nac~ bestem Wissen und Gewissen und unter
Beachtung _der EntWicklung der Erkenntnisse der
Wissenschaft auszuüben. Diescm Erfordernis iSt
insbesondere durch den regelmaßigen Besuch von
in- oder auSl1ndischen Fonbildungsvera.nstaltungen
zu entSprechen.

(2) Der Psychotherapcut hat seinen Beruf
persönlich und unmittelbar, allenfalls in Zusammen-
arbeit mit V enretern seiner oder einer anderen
WiSsenschaft auszuüben. Zur Mithilfe k.a.nn er sich
jedoch Hilfspcrsonen bedienen, wenn dicsc nach
seinen genauen Anordnungen und,unr.r.r sciner
ständigen Aufsicht handeln.

(3) Der Psychotherapeut darf nur mit ZuStim-
mung des Behandelten oder seines gesetzlichen
V enreters Psychotherapie ausüben.

(4) Der Psychothenpeut ist verpflichtet, dem
Behandelten oder seinem gesetZlichen V ertrcter a.lle
Auskünfte über die Behandlung, insbesondere aber
Art, Umfang und Entgelt, zu erteilen.

(5) Der Psychotherapcut hat sich bei der
Ausübung seines Berufes auf jene psychothcrapcuti-
schen Arbeitsgebiete und Bchandlungsmethoden zu
beschr1nken, auf denen er nachweislich ausrei-
chende Kenntnissc und Erfahrungen erworben hat.

(6) Der Psychothcrapcut, der von der Ausabung
seines Berufes zurücktreten will, hat dicsc Absicht
dem Behandelten oder seinem gesCtZlichen V enre-
ter so rechtZeitig mitZuteilen, daß dieser die weitere
psychotherapeutische Versorgung sicherstellen
kann.

§ 15. Der Psychotherapeut sowie seine Hilfsper-
sonen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in
Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt
gewordenen Gcheimnisse vcrpflichtct.

§ 16. (1) Der Psychotherapcut hat sich jeder
unsachlichen oder unwahrcn Information im
Zusammenhang mit der Ausübung seines Berufes zu
enthalten.
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die VoraussetZungen nicht erfüllen, die Eintragung
mit Bescheid zu versagen.

§ 18. (1) Personen, die in die Psychotherapeuten-
liste eingetragen worden sind, haben dem Bundes-
kanzleramt binnen einem Monat jede Änderung des
Namens, des Berufssiczes oder des DienStortes,
jeden dauernden oder zeitWeiligen Verzicht auf die
BeI1lfsausübung sowie deren Einstellung, wenn sie
voraussichtlich mehr als drei Monate übersteigen
wird, schriftlich mitZuteilen.

(2) Die Psychotherapeutenliste enthält Namen.
BeI1lfsbezeichnung, ZusatZbezeichnung, BerufssitZ,
Dienstort und psychotherapeutische Ausbildungs-
einrichtung und ist öffentlich. Die Einsichtnahme in
die Psychotherapeutenliste sowie die Anfertigung
von Abschriften ist jedermann gestattet. Für Kopien
ist ein vom Bundeskanzler festZusetZender Kosten-
ersatZ zu leisten.

Erlöschen der Berufsbercchtigung

§ 19. (1) Die Berechtigung zur selbständigen
Ausübung der Psychotherapie erlischt:

1. durch den Wegfall einer fUr die selbständige
AusUbung der Psychotherapie erforderlichen
VoraussCtZung,

2. wenn hervorkommt, daß eine für die Einrra:.
gung in die Psychotherapeutenliste erforderli-
che Vorausscaung schon ursprünglich nicht
bestanden hat oder

3. auf Grund einer länger als fünf Jahre
dauernden EinStCllung der selbständigen Aus-
übung der Psychotherapie.

(2) Der Bundeskanzler hat nach Anhörung des
Psychotherapiebeirates in diesen Fällen die Strei-
chung aus der Psychotherapeutenliste vorzunehmen
und mit Bescheid festZustellen, daß die Berechti-
gung zur selbStändigen AusUbung der Psychothera-
pie und. zur Führung der Berufsbezeichnung
"Psychotherapeut" oder "Psychotherapeutin" nicht
besteht.

Psychothenpiebeirat
§ 20. (1) Zur Beratung des Bundeskanzlers in

s~mtlichen Angelegenheiten dieses BundesgesetZes
ist ein Psychothenpiebeirat beim Bundeskanzleramt
einzurichten.

(2) Mitglieder des Psychotherapiebeirates mit
SitZ- und Stimmrecht sind:

1. der Bundeskanzler, der den VorsitZ führt und
sich durch einen Beamten des Bundeskanz-
le-ramtes vertreten lassen kann,

2. ein Vertreter des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung,

3. fünf Vertreter fachlich zuständiger oder
fachnaher Universitätsinstitute und Universi-
tätSkliniken, die von der Rektorenkonferenz
mit der Maßg-abe zu entSenden sind, daß drei

Vertreter Ordentliche oder Außerordentliche
U niversit~tSprofessoren und zwei Vertreter
andere UniversitätS lehrer zu sein haben,

4. je ein Vertreter einer anerkannten psychothe-

rapeutischen Ausbildungseinrichtung,
5. ein Vertreter der Österreichischen Ärzte-

kammer,
6. ein Vertreter der Bundeskammer der Ge-

werblichen WirtSchaft,
7. ein Vertreter des HauptVerbandes der ÖSter-

reichischen Sozialversicherungstr~ger,
8. ein Vertreter des Österreichischen Arbeiter-

kammenages,
9. ein Vertreter des ÖSterreichischen Gewerk-

schaftsbundes,
10. ein Vertreter der Präsidenten konferenz der

landwirtSchaftskammern Österreichs und
11. ein Vertreter des beim Bundeskanzleramt

eingerichteten Psychologen bei rates.

(3) Die EntSendung dieser Vertreter sowie deren
Stellvertreter für den Fall ihrer Verhinderung iSt
dem Bundeskanzler unverzüglich mitZuteilen.
. (4) Die Mitglieder gemäß Abs. 2 Z 3 bis 4 und Z 6

bis 10 haben zur selbständigen Ausübung der
Psychotherapie berechtigt zu sein. Das Mitglied
gemäß Abs. 2 Z 5 hat sich aus dem Kreis der
Fachmte für Psychiatrie und Neurologie oder für
Neurologie und Psychiatrie, jenes gemäß Abs.2
Z 11 aus dem Kreis der zur Führung der
Berufsbezeichnung "Psychologe" oder ..Psycholo-
gin" berechtigten Personen zu bestimmen.

(5) Das Zusammentreten des Psychotherapiebei-
rates wird durch die Unterlassung einer EntSendung
nicht gehindert.

§ 21. (1) Aufgaben des Psychotherapiebeirates
sind neben der Beratung des Bundeskanzlers in
grundsätZlichen Fragen der Psychotherapie insbe-
sondere die Erstattung von Gutachten in Angele-

genheiten
1. der propädeutischen Ausbildungseinrichtun-

gen gemäß § 4 Abs. 1 und 5;
2. der psychotherapeutischen Ausbildungsein-

richtungen gemäß § 7 Abs. 1 und 6;
3. der Erstellung der Listen gemäß §§ 5 Abs. 2

und 8 Abs. 2;
4. der Prüfungsgestaltung gem~ß § 9 Abs. 2;
5. der Eignung eines Ausbildungswerbers ge-

mäß § 10 Abs. 1 Z 5;
6. der Anrechnung gemäß § 12;
7. der Eintragungen in die Psychotherapeuten-

liste gemäß § 17 Abs. 5;
8. des Erlöschens der Berufsberechtigung ge-

mäß § 19 Abs. 2;
9. der psychosozialen Versorgung Österreichs,

insbesondere der Finanzierungsfragen;
10. der wissenschaftlichen Forschung;
11. des KonsumentenschutZes, insbesondere der

an den Psychotherapiebeirat herangetrage-
nen Konsumentenbeschwerden;

12. der Ausarbeitung von Honorarrichtlinien.~
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(2) Der Psychotherapiebeirat übt seine Tätigkeit oder des § 18 Abs. 1 zuwiderhandelt oder die
in Vollsitzungen aus. Diese werden vom VorsitZen- Verschwiegenheitspflicht des § 15 verletzt.
den schriftlich einberufen und haben mindestens
zweimal pro Halbjahr staazufinden.

(3) Der Psychotherapiebeint ist beschlußfähig,
wenn mindestens ein Drittel der stimmberechtigten
Vertreter anwesend ist. Beschlusse werden mit
unbedingter Stimmenmehrheit gefa.ßt. Die anl~ßlich
einer Beschlußfassung in der Minderheit gebliebe-
nen Mitglieder haben das Recht, ihre Auffassung
ausdrllcklich schriftlich festzuhalten.

(4) Die VollsitZungen des Psychotherapiebeirates
sind nicht öffentlich. Die Mitglieder haben auf
Verlangen des Vorsitzenden ~re Berechtigung zur
Teilnahme an der"YollsitZung-nachzuweisen.

'~'--"'"-

(5) Die Mitgl1~der des Psychotherapiebeirates
üben ihre Funktion ebenso wie ihre Stellvertreter
ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz
der notWendigen Barauslagen einschließlich der
Kosten für Reise und Unterkunft entsprechend der
Gebührenstufe 5 der Reisegebührenvorschrift
1955, BGBI. Nr. 133.

V crhältnis zu andcren Vorschriftcn

S 24. (1) Dic Gcwcrbcordnung 1973,BGBl.
Nr.50/1974, iSt auf dic T~tigkcit dcr zur
sclbständigcn Ausübung dcr Psychothcrapic bcrcch-
tigten Pcrsoncn nicht anzuwcndcn.

(2) Dic Ausübung. dcr Psychotherapic iSt kr:inc
nach dcn Bestimmungcn des ÄrztcgesctZCS 1984,
BGBl. Nr. 373, ausschlicßlich Ärztcn vorbeh~tenc
Tä.tigkcit.

(3) Durch dicses Bundcsgcsctz wcrdcn dic
gesctzlichcn BeStimmungcn aber die Führung dcr
Berufsbezeichnung "Psychologc" oder "Psycholo-
gin" und aber die Ausübung des psychologischcn
Berufcs im Bereich des Gcsundheicswesens, Psycho-
logcngcsctz, BGBl. Nr. 360/1990, nicht berilhrt.

(4) Soweit in dicsem Bundesgcsetz auf Bestim-
mungen anderer Bundesgesetze verwiescn wird,
sind diese in ihrcr jcwcils gcltendcn Fassung
anzuwcnden.

§ 22. (1) Der Psychotherapiebeirat hat eine
GeschäftSordnung zu beschließen, die die Erfüllung
der ihm übertragenen Aufgaben sicherstellt. In der
GeschäftSordnung kann auch die Einsetzung von
Fachausschüssen vorgesehen werden. Die Ge-
schäftSordnung bedarf für ihre Wirksamkeit der
Genehmigung durch den Bundeskanzler.

(2) Der Psy~oilierapiebeira.t kann zu den
Vollsitzungen und den Sitzungen der Fachaus-
schüsse Venreter des Bundeskanzleramtes, der
Bundesministerien sowie eXterne AuskunftSperso-
nen beiziehen. Soweit der Psychotherapiebeirat in
Fragen der Anerkennung einer psychotherapeuti-
schen Ausbildungseinrichtung zusammentritt, iSt ein
Venreter jener Einrichtung, die die Anerkennung
beantragt hat, als eXtcrne Auskunruperson jeden-
falls in der entSprechenden Vollsitzung des
Psychotherapiebeira.tes beizuziehen.

(3) Die Geschäftsführung des Psychotherapiebei-
rates obliegt einer als "Büro des Psychotherapiebei-
rates" zu bezeichnenden Organisationseinheit des
Bundeskanzleramtes. Diese ist von einem rechtS-
kundigen Beamten zu leiten und hat einen
Schriftführer bei zustellen.

S trafb es timm UD g en

§ 23. Sofern die Tat nicht den T atbesund einer in
die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertre-
tung und ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 S zu
bestrafen, wer die in diesem BundesgesetZ ge-
schütZte Berufsbezeichnung entgegen den Bestim-
mungen des § 13 unbefugt führt, den Bestimmungen
des § 13 Abs. 3, des § 14, des § 16, des § 17 Abs. 2

Übcrgangs b estimm ua g ea

S 25. (1) Zusätzlich zu den im § 20 Abs. 2
genannten Mitgliedern sind folgende" Vereine als
Mitglieder des Psychotherapiebeirates be~chtigt,
für eine Übergangszeit von drci Jahren je einen
Vercreter mit Sitz- und Stimmrecht in den
Psychotherapiebeirat zu entSenden, wobei die
EntSendung dieser Vercreter sowie der Stellvertreter
für den Fall einer Verhinderung dem Bundeskanzler
unverzüglich mitzuteilen ist;

1. ArbeitSgemeinschaft Personenzentriene Ge-

spdchsführung;
2. ArbeitSgemeinschaft für Verhaltensmodifika-

tlon;
3. Gesellschaft für Logotherapie und ExiStenz-

analyse ;
4. LehranStalt für Farnilientherapie der Erzdiö-

zese Wien für Beruf~tige;
5. ÖSterreichischer ArbeitSkreis für Gruppen-

therapie und Gruppendynamik;
6. Österreichische ArbeitSkreise für Psychoana-

lyse;
7. Osterreichische Gesellschaft für Analytische

Psychologie;
8. Österreichische Gesellschaft für AutOgenes

Training und Allgemeine Psychotherapie;
9. Österreichische Gesellschaft für Wissen-

schaftliche, Klientenzentrierce Psychothera-
pie und Personorientier:te Gesprächsführung;

10. Österreich ische Gesellschaft zur Förderung
der Verhaltensforschung, -modifikation und

Verhaltenstherapie;
11. Österreichischer Verein für Individualpsy-

chologie;
12. Wiener Psychoanalytische Vereinigung.
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(2) Die im Abs. 1 genannten Mitglieder des
Psychotherapiebeirates sind berechtigt, entSpre-
chend den von ihnen repr~entierten methodenspe-
zifischen Ausrichtungen je einen weiteren Vertreter
in VollsitZungen des Psychotherapiebeirates als
AuskunftSperson zu entSenden.

(3) Das Recht, Vertreter mit SitZ- und Stimm-
recht in den Psychotherapiebeirat zu entSenden,
endet für die im Abs. 1 ge~nnten Vereine mit
Ablauf des dritten Jahres nach Inkrafttreten dieses
BundesgesetZes.

(4) Wird einer der im Abs. 1 genannten Vereine
vor Ablauf des dritten Jahres nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes als psychotherapeutische.
Ausbildungseinrichtung anerhnnt, so endet sein auf
Abs. 1 beruhendes EntSendungsrecht im Zeitpunkt
der Anerkennung. Gleichzeitig erwirbt er dasEntSendungsrecht gemäß S 20 Abs. 2. -

(5) Der Bundeskanzler hat den Psychotherapie-
beirat erstmalig bis l~gstens drei Monate nach
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einzuberufen.

(6) Die erstmalige Konstiwierung des Psychothe-
rapiebeirates wird durch die Unterlassung einer
EntSendung nach Abs. 1 nicht gehindert.

S 26. (1) Der Bundeskanzler hat nach Anhörung
des Psychotherapiebeirates bis l~gs-tens 30. Juni
1993 auch j~ne Personen in die Psychotherapeuten-
liste einzutragen, die

1. auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit eine
psychotherapeutisd1e Qualifikation im Sinne.
des § 1 Abs. 1, die inhaltlich einer nach diesem
BundesgesetZ absolvierten Psychothera.pieaus-
bildung gleichzuhalten ist, erworben haben,

2. das 28. LebensjahrvoUendethaben,
3. die zur ErfüUung der Berufspflichten erforder-

liche gesundheitliche Eignung und Veitrau-
ensw1lrdigkeit nachgewiesen haben und

4. eigenberechtigt sind.

(2) Der Bundesk.a.nzler hat nach AnhOx:ung des
Psy:chotherapiebeirates bis längStens 30. Juni 1998

J
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auch jene Personen in die Psychotherapeutenliste
einzutragen, die

1. bis l~ngStens 1. J~nner 1992 eine Psychothera-
pieausbildung, die jener nach diesem Bundes-
gesetZ gleichzuha.lten ist, begonnen haben,

2. diese Ausbildung bis längstens 31. Dezember
1997 absolviert haben,

3. das 28. Lebensjahr vollendet haben,
4. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforoer-

liche gesundheitliche Eignung und Vertrau-
. enswürdigkeit nachgewiesen haben und

:. 5. eigenberechtigt sind.

(3) Für die Eintragung in die Psychotherapeuten-
liste gelten die §§ 17 und 18. Der Bundeskanzler hat
Personen, die die im Abs. 1 oder 2 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllen, die Eintragung mit
Bescheid zu versagen.

(4) Die im Abs. 1 und 2 genannten Personen sind
nach Eintragung in die Psychotherapeutenliste zur
selbsdndigen Ausübung der Psychotherapie berech-
tigt. Für die Führung der Berufsbezeichnung
"Psychotherapeut" oder "Psychotherapeutin" gilt
§ 13, für das Erlöschen der Berufsberechtigung § 19.

ArtI1I

Vanzugs- und ~

(1) Mit der Vollziehung
der Bundeskanzler, hinsicl
und des § 7 Abs. 1 und 6 U
BundesminiSter für Wissl
betraut.

(2) Dieses BundesgesetZ
Kraft.

Wald]
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